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Sachgebiet 2122 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Prinz zur Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, 
Frau Dr. Neumeister, Pfeifer, Dr. Probst, Dr. Hammans, Burger, Braun und Genossen 
- Drucksache 7/4394 - 

betr. Gesetz zur Änderung der Bundesärzteordnung 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat mit 
Schreiben vom 23. Dezember 1975 - 014/315 - 1021/7 - die 
Kleine Anfrage im Namen der Bundesregierung wie folgt be- 
antwortet: 


1. Wie viele Studenten werden voraussichtlich am 1. Oktober 1976 
mit dem letzten Abschnitt des Medizinstudiums (praktisches 
Jahr) beginnen? 

Wie lauten die entsprechenden Zahlen für den 
1. April 1977, 

1. Oktober 1977, 

1. April 1978 und 

1. Oktober 1978? 

Eine genaue Aussage über die Zahl der Studenten, die am 
1. Oktober 1976 die praktische Ausbildung im letzten Jahr des 
Medizinstudiums beginnen, läßt sich nicht treffen. Nach den 
neuesten Länderangaben, die im wesentlichen auf Schätzungen 
beruhen, beläuft sich die Zahl dieser Studenten voraussichtlich 
auf insgesamt 980. 

Diese verhältnismäßig kleine Zahl ist darauf zurückzuführen, 
daß nur Studierende in die praktische Ausbildung im letzten 
Jahr des Medizinstudiums eintreten können, die auch die vor- 
hergehenden klinischen Studienabschnitte nach neuem Recht 
durchlaufen und die entsprechenden Prüfungen abgelegt haben. 
Derartige Studiengänge werden aber erstmalig für die Studie- 
renden durchgeführt, die im Wintersemester 1971/1972 ihr Stu- 
dium aufgenommen haben. 

Das Bestehen des Zweiten Abschnittes der Ärztlichen Prüfung, 
das gemäß § 3 Abs. 1 ÄAppO Voraussetzung für den Beginn der 
praktischen Ausbildung im letzten Jahr des Medizinstudiums 
ist, kann daher nur von solchen Studierenden nachgewiesen 
werden, die ihre bisherige Ausbildung ohne jegliche zeitliche 
Verzögerung durchlaufen haben. Erfahrungsgemäß entspricht 
der Anteil solcher Studierender nicht der Zahl der Studienan- 
fänger für den betreffenden Ausbildungsgang. Dies gilt insbe- 
sondere, wenn es sich um neue Ausbildungsgänge und abwei- 
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chend vom bisherigen Recht geregelte Prüfungen handelt. Die 
geschätzte Zahl von 980 am 1. Oktober 1976 in die praktische 
Ausbildung im letzten Jahr des Medizinstudiums eintretenden 
Medizinstudenten gegenüber einer Zahl von 2700 Studienan- 
fängern in der Medizin im Wintersemester 1971/1972 erscheint 
daher plausibel. 

Für die am 1. April 1977 und am 1. Oktober 1977 anstehenden 
Studierenden haben die Länder die Zahlen im einzelnen wie 


folgt geschätzt: 

1. April 1977 

1. Oktober 1977 

Baden-Württemberg 

381 

552 

Bayern 

keine Angabe 

keine Angabe 

Berlin 

132 

161 

Bremen 

— 

— 

Hamburg 

55 

110 

Hessen 

150 

250 

Niedersachsen 

105 

255 

Nordrhein-Westfalen 

524 

453 

Rheinland-Pfalz 

120 

140 

Saarland 

68 

93 

Schleswig-Holstein 

74 

104 


Für das Jahr 1978 können Zahlen von der überwiegenden 
Mehrheit der Länder wegen der Unsicherheiten im Hinblick auf 
das Studienverhalten noch nicht mitgeteilt werden. 


2. Entspricht der auf die einzelnen Universitäten aufzuschlüsseln- 
den Studentenzahl das jeweils in zumutbarer Entfernung zur 
Verfügung stehende Angebot von Ausbildungsplätzen in zumut- 
barere Entfernung zur Verfügung stehende Angebot von Aus- 
bildungsplätzen in Universitätskliniken und Lehrkranken- 
häusern? 

Diese Frage kann bejaht werden. Dabei weist die Bundesregie- 
rung darauf hin, daß eine Vielzahl der Studierenden an den Uni- 
versitätskliniken selbst ausgebildet wird. Nach ihrer Ansicht 
kann es im übrigen nicht darauf ankommen, daß ein Lehrkran- 
kenhaus in zumutbarer Entfernung vom Hochschulort liegt, 
da die Studenten während der Zeit dieser einjährigen Ausbil- 
dung zumutbarerweise ihren Wohnsitz in den Ort verlegen 
können, in dem sich das Lehrkrankenhaus befindet. 


3. Hat die Bundesregierung einen Überblick über die Zahlen der 
Lehrkrankenhäuser in den einzelnen Ländern und den dort aus- 
gewiesenen Ausbildungsplätzen, die für die Durchführung des 
„praktischen Jahres" zur Verfügung stehen sollen? 


Die Bundesregierung hat die Länder im Zusammenhang mit 
dieser Anfrage erneut um Angaben über die Zahl der Lehrkran- 
kenhäuser mit den dort ausgewiesenen Ausbildungsplätzen ge- 
beten. Nach den Länderangaben sollen Lehrkrankenhäuser und 
Ausbildungsplätze in Lehrkrankenhäusern wie folgt zur Ver- 
fügung stehen: 

Baden-Württemberg: 43 Lehrkrankenhäuser mit 1179 Ausbil- 

dungsplätzen 
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Bayern: 

Berlin: 

Bremen: 

Hamburg: 


Hessen: 

Niedersachsen: 
Nordrhein- Westfalen : 


Rheinland-Pfalz: 

Saarland: 

Schleswig-Holstein: 


1 1 Lehrkrankenhäuser mit 420 Ausbil- 
dungsplätzen 

10 Lehrkrankenhäuser mit 369 Ausbil- 
dungsplätzen 

1 Lehrkrankenhaus mit 24 Ausbildungs- 
plätzen (Vertrag mit der Universität 
Göttingen) 

8 Lehrkrankenhäuser für die Ausbil- 
dung in Chirurgie und Innere Medizin 
mit jeweils 96 Ausbildungsplätzen so- 
wie 1 Lehrkrankenhaus für die Ausbil- 
dung im Wahlfach Psychiatrie 

10 Lehrkrankenhäuser mit 500 Ausbil- 
dungsplätzen 

200 bis 220 Ausbildungsplätze 
ab 1. Oktober 1977 23 Lehrkrankenhäu- 
ser mit 500 Ausbildungsplätzen 
ab 1. Oktober 1978 32 Lehrkrankenhäu- 
ser mit 1097 Ausbildungsplätzen 
6 Lehrkrankenhäuser mit 624 Ausbil- 
dungsplätzen 
3 Lehrkrankenhäuser 

9 Lehrkrankenhäuser 


Diese Angaben enthalten die große Zahl derjenigen Ausbil- 
dungsplätze nicht, die in den Hochschulkliniken selbst für die 
praktische Ausbildung im letzten Jahr des Medizinstudiums be- 
reitgestellt werden. 


Hamburg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Hol- 
stein haben bisher keine Einzelvorhaben für Lehrkrankenhäuser 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Hochschulbau“ zum 
5. Rahmenplan für den Hochschulbau (1976 bis 1979) ange- 
meldet. 


4. In welchem Umfang wurden zwischen den ausgewählten Lehr- 
krankenhäusern und dem jeweiligen Land die notwendigen 
Verträge abgeschlossen? 

Die Vertragsverhandlungen sind in den Ländern unterschied- 
lich weit fortgeschritten. Nach der von der Bundesregierung 
durchgeführten Umfrage ergibt sich in den einzelnen Ländern 
folgender Stand: 

In Baden-Württemberg sind die Vertragsinhalte ausgehandelt; 
die Verträge sollen im 1. Halbjahr 1976 abgeschlossen werden. 
In Bayern sind zehn Vereinbarungen mit Lehrkrankenhäusern 
getroffen worden. Die Verhandlungen über die Bereitstellung 
des elften Lehrkrankenhauses zwischen Universität und Kran- 
kenhausträger laufen noch. Berlin zieht nur städtische Kranken- 
häuser als Lehrkrankenhäuser heran. Eine Vereinbarung zwi- 
schen der Freien Universität Berlin und dem Land Berlin als 
Träger der Krankenhäuser soll nach vorliegen des Ergebnisses 
des Modellversuchs im Krankenhaus am Urban auf der Grund- 
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läge der Mustervereinbarung der Kultusministerkonferenz und 
der Deutschen Krankenhausgesellschaft abgeschlossen werden. 
Bremen hat mitgeteilt, daß der Vertrag mit der Universität Göt- 
tingen vor dem Abschluß steht. In Hamburg sind keine beson- 
deren Verträge erforderlich, da ausschließlich staatliche Kran- 
kenhäuser als Lehrkrankenhäuser an der praktischen Ausbil- 
dung beteiligt sind. In Hessen bestehen mit fast allen Lehr- 
krankenhäusern Verträge. Es ist beabsichtigt, diese Verträge 
durch einheitliche neue Verträge auf der Grundlage der Muster- 
vereinbarung der Kultusministerkonferenz und der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft zu ersetzen, die jedoch noch nicht ab- 
geschlossen sind. Niedersachsen erwartet den Abschluß der not- 
wendigen Verträge mit den Krankenhausträgern bis Mitte 1976. 
In Nordrhein-Westfalen konnten bisher mit sieben Kranken- 
hausträgern Nutzungsverträge abgeschlossen werden; außer- 
dem liegen weitere fünfzehn Verträge mit rechtsverbindlicher 
Unterschrift des Landes den Krankenhausträgern vor. Rhein- 
land-Pfalz hat mit einem Krankenhausträger einen Vorvertrag 
geschlossen; mit fünf weiteren Krankenhausträgern sind Ver- 
tragsverhandlungen im Gange. Im Saarland und in Schleswig- 
Holstein ist es bisher noch zu keinem Vertragsabschluß gekom- 
men. 


5. Welche finanziellen Mittel in den Haushaltsplänen und der 
mittelfristigen Finanzplanung der Länder wurden im Jahre 1975 
für die Einrichtung von Lehrkrankenhäusern ausgewiesen und 
bereits ausgegeben, und wie hoch sind diese Ansätze für die 
Jahre 1976 bis 1978? 


Nach den Länderaussagen wurden in den Haushaltsplänen 1975/ 
1976 in den Ländern Bayern, Bremen, Hamburg, Rheinland-Pfalz 
und Schleswig-Holstein keine Mittel für die Errichtung von 
Lehrkrankenhäusern ausgewiesen. In diesen Ländern sind mit 
Ausnahme von Bayern, wo aus dem übertragenen Ausgaberest 
aus dem Jahr 1974 in Höhe von 5,52 Mio DM 1975 550 000 DM 
zum Bau eines Lehrkrankenhauses ausgegeben wurden und der 
Restbetrag von 4,97 Mio DM noch verfügbar ist, auch keine 
Mittel für die Errichtung von Lehrkrankenhäusern verausgabt. 
In den übrigen Ländern sind für das Jahr 1975 folgende Beträge 
in den Haushaltsplänen ausgewiesen worden, über die Höhe 
der tatsächlichen Ausgaben im Jahr 1975 konnten überwiegend 
noch keine Angaben gemacht werden. 


Baden- Württemberg: 


Berlin: 

Hessen: 

Niedersachsen: 


Personal- und Sachkosten 0,005 Mio DM; 
Baukosten und Erstausstattung (einschl. 
50 V. H. Beteiligung des Bundes) 8 Mio 
DM; 

3,985 Mio DM 
3,0 Mio DM 

Die notwendigen Mittel für die Erstat- 
tung der Personalkosten und sonstigen 
laufenden Kosten an die Krankenhaus- 
träger waren im Haushaltsplan für das 
Jahr 1975 berücksichtigt. Diese Mittel 
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sind nunmehr im Entwurf des Haus- 
haltsplans für das Jahr 1976 berücksich- 
tigt. 

Nordrhein-Westfalen: 4,65 Mio DM für Bauinvestitionen; dar- 
über hinaus Verpflichtungsermächtigun- 
gen über 10 Mio DM, die übertragbar 
sind. 

Saarland: 2,5 Mio DM, davon wurden 1,56 Mio DM 

ausgezahlt. 

Die Ansätze in den Haushaltsplänen für die Jahre 1976 bis 1978 

betragen nach den Angaben der Länder im einzelnen: 


Baden- Württemberg 

1976 

16,45 

1977 

in Mio DM 

1978 

davon: Personal- und Sachkosten 6,45 

Baukosten und Erstausstattung 

(einschl. 50 v. H. Beteiligung des 


keine Angabe 

keine Angabe 

Bundes) 10 

Bayern 

1,2 

keine Angabe 

keine Angabe 

Berlin 

2,144 

2,427 

keine Angabe 

Bremen 

0 

0 

0 

Hamburg 

0 

keine Angabe 

keine Angabe 

Hessen 

3,0 

keine Angabe 

keine Angabe 

Niedersachsen 

davon: Personal- und laufende Kosten 1,058 
Bundesinvestitionen und 
Erstausstattungen 2,46 

3,518 

zuzügl. 0,535 
Verpflichtungs- 
ermächtigungen 
für 1977 

keine Angabe 

keine Angabe 

Nordrhein- Westfalen 

davon: Investitionsmittel 7,0 

Personalkosten 2,8 

9,8 

zuzüglich 
2,795 Ver- 
pflichtungs- 
ermächtigungen 

keine Angabe 

keine Angabe 

Rheinland-Pfalz 

7,0 (Haushalt 1976/1977) 

keine Angabe 

Saarland 

3,08 (insgesamt von 1976 bis 1978) 

Schleswig-Holstein 

0 

0 

0 


Darüber hinaus sind Ansätze in der mittelfristigen Finanzpla- 
nung lediglich von Hessen (jeweils 3,0 Mio für die Jahre 1977 
und 1978) und von Rheinland-Pfalz (3,0 Mio für das Jahr 1978) 
mitgeteilt worden. 

Die Investitionen für Lehrkrankenhäuser werden im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Neubau und Ausbau von Hochschu- 
len"' gemeinsam von Bund und Ländern je zur Hälfte finanziert. 
Bereits 1971 hat der Planungsausschuß für den Hochschulbau 
beschlossen, im Rahmen der für Medizin verfügbaren Mittel 
Vorhaben an Lehrkrankenhäusern vorrangig zu fördern. Aus 
den Anmeldungen der Länder zum 5. Rahmenplan ergibt sich 
nach einer Aufstellung des Wissenschaftsrates vom Mai 1975 
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ein Investitionsvolumen von Bund und Ländern von insgesamt 
rund 96 Mio DM für die Jahre ab 1976. 


6. Inwieweit sollen und können nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung (vgl. Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 18. Juni 
1975) die personellen Anforderungen als Folge der Einführung 
des „praktischen Jahres" in den einzelnen Lehrkrankenhäusern 
durch sogenannte Umgruppierungen ohne finanziellen Mehr- 
aufwand erfüllt werden? 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß für die Ausbil- 
dungsaufgaben der Lehrkrankenhäuser zusätzliches Personal 
zur Verfügung gestellt werden. Nach Angaben einiger Länder 
sind die notwendigen Personalmittel für Lehrkrankenhäuser in 
ausreichender Höhe in den Haushaltsplänen der Länder bereits 
berücksichtigt worden. Im übrigen wird dazu auch auf die Emp- 
fehlungen des Wissenschaftsrates in seiner zweiten Stellung- 
nahme zur Finanzierung von Ausbaumaßnahmen an Lehrkran- 
kenhäusern nach dem Hochschulbauförderungsgesetz vom 26. 
Januar 1973 (Drucksache des Wissenschaftsrates 2252/73) und 
auf die Mustervereinbarung für die Beteiligung von Kranken- 
anstalten an der praktischen Ausbildung von Studierenden der 
Medizin hingewiesen, die vorsehen, daß die für Ausbildungs- 
zwecke zusätzlich erforderlichen Personalstellen vom Staat ver- 
traglich zugestanden und von ihm finanziert werden. 


7. Welche erneuten Änderungen der Bundesärzteordnung und der 
Approbationsordnung für Ärzte hält die Bundesregierung für 
erforderlich, um im Interesse der betroffenen Studenten eine 
unter allen Umständen praktikable Durchführung des kosten- 
intensiven medizinischen Studiums künftig zu gewährleisten 
und zugleich dadurch einem Äbsinken der Qualität der ärzt- 
lichen Ausbildung entgegenzuwürken? 

Die Bundesregierung zieht eine Änderung der Bundesärzteord- 
nung und der Approbationsordnung für Ärzte mit dem Ziel 
einer Änderung der ärztlichen Ausbildung nicht in Betracht. 
Dies entspricht auch der Auffassung der Mehrzahl der Länder, 
die in Äußerungen zu den Fragen 1 bis 6 ausdrücklich darauf 
hingewiesen haben, daß eine derartige Änderung nicht erfor- 
derlich sei. 

Die Bundesregierung ist auf Grund der Angaben der Länder zu 
den Fragen 1 bis 6 dieser Anfrage der Ansicht, daß damit ge- 
rechnet werden kann, daß die praktische Ausbildung in Kran- 
kenanstalten im letzten Jahr des Medizinstudiums ab 1. Okto- 
ber 1976 durchgeführt werden kann. Die Zahl der Studierenden, 
die zu diesem Zeitpunkt diese Ausbildungsphase beginnen, ist 
zunächst verhältnismäßig gering und vergrößert sich erst all- 
mählich im Laufe der folgenden Jahre. Es besteht daher auch 
noch späterhin ein zeitlicher Spielraum für eine Verbesserung 
der Ausbildungsmöglichkeiten. 

Die Bundesregierung hält es für notwendig, an dem vorgesehe- 
nen Ausbildungskonzept festzuhalten. Bei den weitgehend oder 
gänzlich nach der Approbationsordnung für Ärzte durchgeführ- 
ten Studiengängen, die in die praktische Ausbildung im letzten 
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Jahr des Medizinstudiums einmünden, ist zwangsläufig auch 
der abschließende Ausbildungsabschnitt nach diesem Recht 
durchzuführen. Jede andere Lösung würde noch größere Schwie- 
rigkeiten verursachen. Derartige Schwierigkeiten gilt es aber 
gerade im Interesse der Studierenden und Sicherung des Ni- 
veaus der ärztlichen Ausbildung zu verhindern. Die Situation 
stellt sich völlig anders dar als vor Erlaß des Änderungsgeset- 
zes zur Bundesärzteordnung vom 26. März 1975, weil es um die 
Fortsetzung von nach neuem Recht durchgeführten Ausbildun- 
gen und um den Abschluß dieser Ausbildungen und nicht um 
die Fortsetzung und Beendigung von überwiegend nach altem 
Recht durchgeführten Ausbildungen geht. 

Im übrigen verweist die Bundesregierung darauf, daß die am 
16. Juni 1975 verabschiedeten EG-Richtlinien für Ärzte eine 
sechsjährige Hochschulausbildung für den ärztlichen Beruf vor- 
schreiben. Die Übergangsmöglichkeiten, die die Richtlinien vor- 
sehen, hat die Bundesrepublik Deutschland durch das o. a. Än- 
derungsgesetz zur Bundesärzteordnung bereits ausgeschöpft. 
Die als alternative Möglichkeit vorgesehene Hochschulausbil- 
dung von 5500 Stunden bietet für die Bundesrepublik keinen 
Ausweg, weil nach vorliegenden Berechnungen eine Stunden- 
zahl von 5500 überhaupt nur bei einem sechsjährigen Hoch- 
schulstudium einschließlich einer einjährigen praktischen Aus- 
bildung erreicht werden kann. Auch aus dieser Sicht hält die 
Bundesregierung daher ein Festhalten an den geltenden Rege- 
lungen der Bundesärzteordnung und der Approbationsordnung 
für Ärzte für geboten. 
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